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in dem Rechtsstreit

Verkündet am19. März 1975 Hellmann, 
Justizhauptsekretär

als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

der Hausfrau Anna geh • H(

Klägerin, Revisionsklägerin 
und Anschlußrevisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

gegen

den Arbeiter Sebastian
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Beklagten, Revisionsbeklagten 
und Anschlußrevisionskläger,

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr
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Der IV. Zivilsenat des öundesgerLchtshofes hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 19. März 1975 durch den 
Vorsitzenden Richter Dr. Hauß und die Richter Professor 
Johannsen, Dr. Pfretzschner, Dr. Bukow und Dr. Buchholz

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin und die An­
schlußrevision des Beklagten (vormaligen 
Beklagten zu 1) wird das Urteil des 5. Zivil­
senats des Oberlandesgerichts Nürnberg vom 
23. Oktober 1972 aufgehoben mit Ausnahme von 
Punkt III (Zurückweisung der Anschlußberu­
fung der Klägerin).

Die Sache wird zur neuen Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten der Re­
vision, an das Berufungsgericht zurückver­
wiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der Beklagte Sebastian S c h f l H ^  war mit einer 
Schwester der Klägerin verheiratet. Die Ehegatten lebten 
im Güterstand der allgemeinen Gütergemeinschaft. Die Güter­
gemeinschaft wurde mit Scheidung der Ehe beendet, ist aber 
unstreitig bisher noch nicht auseinandergesetzt worden.



Dio Klägerin verlangt von dom Reklagt.cn dir Rück­
zahlung eines Darlehens von 6.000,—  DM. Sie hat behaup­
tet, der Beklagte habe sie etwa im Jahre 1962 um Geld für 
den Umbau eines Anwesens gebeten, das früher den Eltern 
seiner Frau gehört habe und auf seine Ehefrau überschrie­
ben worden sei. Sie, die Klägerin, habe dem Beklagten für 
den Umbau in mehreren Teilbeträgen insgesamt 6.000,—  DM 
darlehensweise vorgestreckt. Das sei meist in der Weise 
geschehen, daß sie Handwerkerrechnungen unmittelbar an 
die Handwerker bezahlt habe. Der Beklagte habe verspro­
chen, das Geld sobald wie möglich zurückzuzahlen. Das sei 
aber trotz mehrfacher Aufforderungen nicht geschehen.

Der Beklagte hat bestritten, die Klägerin je um 
ein Darlehen angegangen und ein solches erhalten zu ha­
ben. Soweit überhaupt Handwerkerrechnungen von der Kläge­
rin bezahlt worden seien, sei das mit Geldern geschehen, 
die er hierfür der Klägerin gegeben habe.

Das Landgericht hat den Beklagten nach Beweisauf­
nahme antragsgemäß verurteilt.

Mit der Berufung hat der Beklagte geltend gemacht, 
das Urteil des Landgerichts verstoße gegen § 62 ZPO. Der 
Prozeß könne nicht gegen ihn allein geführt werden, weil 
die Gütergemeinschaft, die zv/ischen ihm und seiner ge­
schiedenen Ehefrau bestanden habe, noch nicht auseinan­
dergesetzt worden sei. Die RückZahlungsverpflichtung sei, 
falls man die von ihm nach wie vor bestrittene Hingabe des 
Darlehens unterstelle, eine GesamtgutsVerbindlichkeit, für 
die er und seine frühere Ehefrau als Gesamthandschuldner 
haften würden.
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Die Klägerin hat darauf Anschlußberufung eingelegt, 
mit der sie den Klaganspruch auch gegen die frühere Ehe­
frau des Beklagten erhoben hat. Der Beklagte hat der Ein­
beziehung seiner geschiedenen Ehefrau in den Rechtsstreit 
widersprochen; diese hat eine Zustimmung zu ihrer Einbe­
ziehung in den Rechtsstreit dem Gericht gegenüber nicht 
erklärt.

Das Oberlandesgericht hat die Klage als unzulässig 
abgewiesen und die Anschlußberufung der Klägerin zurück­
gewiesen.

Mit der vom Oberlandesgericht zugelassenen Revi­
sion begehrt die Klägerin die Wiederherstellung des 
landgerichtlichen Urteils. Der Beklagte hat Anschluß­
revision eingelegt, mit der er beantragt, die Klage als 
unbegründet abzuweisen.

Entscheidungsgründe:

Die Revision der Klägerin richtet sich gegen das 
Berufungsurteil insoweit, als die Klage gegen den beklag­
ten Ehemann als unzulässig abgewiesen worden ist. Sie müßte 
als unstatthaft angesehen werden, wenn die frühere Ehefrau 
des Beklagten in diesem Rechtsstreit Partei geworden wäre 
und zwischen ihr und dem Beklagten eine notwendige Streit­
genossenschaft bestanden hätte. Denn ein Rechtsmittel ist 
unzulässig, v/enn es nur gegen einen einzelnen notwendigen 
Streitgenossen eingelegt wird (BGH LM ZPO § 62 Nr. 3 =
NJW 1937, 537), Die frühere Ehefrau des Beklagten ist aber, 
wie das Berufungsgericht zutreffend angenommen hat, nicht 
Prozeßpartei geworden. Ihre Einbeziehung in den Rechts-



streit im Berufungsrechtszug hing von ihrer Zustimmung ab 
(BGHZ 21, 28h, 289), die sie nicht erteilt hat und deren 
Nichterteilung nach der Feststellung des Berufungsgerichts 
auch nicht mißbräuchlich ist. Ist die frühere Ehefrau des 
Beklagten aber nicht Prozeßpartei geworden, so stellt sich 
nicht die Frage, ob zwischen ihr und dem Beklagten eine not­
wendige Streitgenossenschaft bestanden hat, da eine solche 
begrifflich und verfahrensrechtlich (§ 62 ZPO) nur vorlie­
gen kann, wenn auf der Kläger- oder der Beklagtenseite meh­
rere Personen (Streitgenossen) vorhanden sind.

Die Revision der Klägerin und die Anschlußrevision 
des Beklagten sind sachlich begründet.

Beide Parteien beanstanden, daß das Berufungsgericht 
die Klage als unzulässig abgewiesen hat. Sie wünschen eine 
Entscheidung über die sachliche Begründetheit der Klagefor­
derung. Die Klägerin begehrt die Verurteilung des Beklagten, 
der Beklagte die Abweisung der Klage als unbegründet.

Das Berufungsgericht hat seine Ansicht, daß die Klage 
unzulässig sei, wie folgt begründet. Das angeblich gelei­
stete Darlehen sei, wenn man von dem Vortrag der Klägerin 
ausgehe, dem Gesamtgut der allgemeinen Gütergemeinschaft 
zugeflossen, die zwischen dem Beklagten und seiner Ehefrau 
bestanden habe. Die Rückzahlungspflicht sei damit eine Ge­
samtgutsverbindlichkeit geworden. Diese sei eine Gesamt­
handsverbindlichkeit, die im Stadium der Liquidation der 
Gütergemeinschaft nur gegen die beiden früheren Ehegatten 
zusammen verfolgt werden könne. Dem Beklagten fehle daher 
die Prozeßführungsbefugnis. Das müsse aber nach den Grund­
sätzen der Entscheidung BGHZ 36, 187, 191 f dazu führen, 
die Klage gegen ihn als unzulässig abzuweisen.
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Es ist fraglich, kann aber dahinstehen, ob man über­
haupt in Bezug auf eine beklagte Partei von einer Prozeß­
führungsbefugnis oder dem Mangel der Prozeßführungsbefug­
nis sprechen kann und ob eine Klage dann als unzulässig 
abgewiesen werden darf, wenn der Klageanspruch aus Gründen 
des sachlichen Rechts nicht gegen die beklagte Person allein 
geltend gemacht werden kann (vgl. dazu Grunsky, Die Prozeß­
führungsbefugnis des Beklagten, ZZP 1963, 49, 65 ff; auch 
Rosenberg/Schwab, Zivilprozeßrecht, 11. Aufl. § 46 I 2 und 
3 S. 215 f; Stein/Jonas ZPO 19. Aufl. vor § 50 Anm. II 1). 
Denn jedenfalls ist die Ansicht des Berufungsgerichts nicht 
zutreffend, daß der Klageanspruch aus Gründen des sachlichen 
Rechts nicht gegen den Beklagten allein geltend gemacht 
werden könne.

Wenn die Klägerin auf Leistung aus dem Gesamtgut ge­
klagt hätte, dann würde eine Vollstreckung in das Gesamtgut 
nur zulässig sein, wenn beide Ehegatten zur Leistung ver­
urteilt sind (§ 740 Abs. 2 ZPO). Würden bei solchem Klage­
begehren beide Ehegatten verklagt, so wären sie notwendige 
Streitgenossen. Das würde jedoch nicht ausschließen, gegen 
die Ehegatten in getrennten Verfahren vorzugehen (Staudin- 
ger/Felgentraeger BGB 10./11. Aufl. § 1450 Rn. 44; Erman/ 
Bartholomeyczik BGB 5. Aufl. § 1450 Rn. 3; Stein/Jonas ZPO 
19. Aufl. § 62 Anm. III 2 b und § 740 Anm. II 3; Baumbach/ 
Lauterbach ZPO 32. Aufl. § 740 Anm. 2 B; Baur FamRZ 1962,
510 f).

Die Klägerin hat aber nicht auf Leistung aus dem Ge­
samtgut geklagt, sondern sie hat den Beklagten persönlich 
auf Rückzahlung des Darlehens in Anspruch genommen. Daran 
war sie nicht gehindert. Die Ehegatten haften, auch soweit 
der Gläubiger eines Ehegatten aus dem Gesamtgut Befriedi­
gung verlangen kann, für diese Verbindlichkeit auch person



lieh als Gesamtschuldner (§ 1459 Abs, 2 Satz 1 BGB). Hatte 
die Klägerin beide Ehegatten in einem Prozeß persönlich als 
Gesamtschuldner auf Zahlung in Anspruch genommen, so wären 
diese in dem Rechtsstreit keine notwendigen Streitgenossen 
(Gernhuber, Familienrecht, 2. Aufl. § 38 VIII S. 424 Fußn. 4; 
Staudinger/Felgentraeger BGB 10./II. Aufl. § 1450 Rn. 38; 
Soergel/Lange/Gaul BGB 10. Aufl. § 1450 Rn. 16). Es bestan­
den daher aus Gründen des sachlichen Rechts keine Hinder­
nisse, den Beklagten allein zu verklagen. Die gegen den Be­
klagten auf Rückzahlung des Darlehens gerichtete Klage ist 
daher nicht unzulässig.

Entsprechend dem Begehren beider Parteien muß die 
sachliche Begründetheit des Klageanspruchs geprüft werden. 
Dieserhalb war die Sache an das Berufungsgericht zurückzu­
verweisen.

Dr. Hauß Johannsen Dr. Pfretzschner

Dr. Bukow Dr Buchholz
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